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4. bestärkt die Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit der Anrainerstaaten des Schwarzen Meeres in ihrer
Tätigkeit zur Ausarbeitung und Durchführung konkreter ge-
meinsamer Projekte auf regionaler Ebene, insbesondere im
Bereich Verkehrs- und Energieinfrastruktur, die darauf abstel-
len, dass in den Volkswirtschaften der Region in Bezug auf
diese Dienste Versorgungssicherheit besteht; 

5. begrüßt, dass der Projektentwicklungsfonds der Or-
ganisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit der Anrainer-
staaten des Schwarzen Meeres Projekte zur Förderung der
nachhaltigen Entwicklung der Schwarzmeerregion in die Tat
umgesetzt und finanziert hat;

6. nimmt Kenntnis von dem positiven Beitrag der Par-
lamentarischen Versammlung der Organisation für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit der Anrainerstaaten des Schwarzen
Meeres, des Unternehmerrats, der Handels- und Entwick-
lungsbank der Schwarzmeerregion sowie des Internationalen
Zentrums für Schwarzmeerstudien zur Stärkung der vielge-
staltigen regionalen Zusammenarbeit in der Schwarzmeerre-
gion;

7. ruft zu stärkerer Zusammenarbeit zwischen der Or-
ganisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit der Anrainer-
staaten des Schwarzen Meeres und den internationalen Finanz-
institutionen bei der Kofinanzierung von Durchführbarkeits-
studien und Vordurchführbarkeitsstudien für die Projekte in
der Schwarzmeerregion auf;

8. nimmt Kenntnis von der Zusammenarbeit zwischen
der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit der An-
rainerstaaten des Schwarzen Meeres, der Weltbank und der
Welthandelsorganisation sowie von den Arbeitskontakten mit
der Weltorganisation für Tourismus, die darauf abzielen, die
nachhaltige Entwicklung der Schwarzmeerregion zu fördern;

9. nimmt außerdem Kenntnis von der Bedeutung, die
die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit der An-
rainerstaaten des Schwarzen Meeres der Stärkung der Bezie-
hungen zur Europäischen Union beimisst, und unterstützt die
Bemühungen der Organisation um konkrete Schritte zum Aus-
bau dieser Zusammenarbeit im Einklang mit den Bestimmun-
gen der Erklärung von Komotini vom 23. April 2005, die vom
Außenministerrat der Mitgliedstaaten der Organisation für
wirtschaftliche Zusammenarbeit der Anrainerstaaten des
Schwarzen Meeres abgegeben und durch seine Erklärung von
Chisinau vom 28. Oktober 2005 und seine Erklärung von Bu-
karest vom 26. April 2006 gestärkt wurde;

10. nimmt ferner Kenntnis von der Zusammenarbeit zwi-
schen der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit
der Anrainerstaaten des Schwarzen Meeres und anderen Re-
gionalorganisationen und -initiativen;

11. bittet den Generalsekretär, den Dialog mit der Orga-
nisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit der Anrainerstaa-
ten des Schwarzen Meeres auszubauen, mit dem Ziel, die Zu-
sammenarbeit und Koordinierung zwischen den beiden Sekre-
tariaten zu fördern;

12. bittet die Sonderorganisationen und anderen Organi-
sationen und Programme des Systems der Vereinten Nationen,
mit der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit der

Anrainerstaaten des Schwarzen Meeres zusammenzuarbeiten,
um zur Erreichung ihrer Ziele die Programme mit dieser Or-
ganisation und den ihr angeschlossenen Institutionen weiter-
zuführen;

13. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer dreiundsechzigsten Tagung einen Bericht über
die Durchführung dieser Resolution vorzulegen;

14. beschließt, den Unterpunkt „Zusammenarbeit zwi-
schen den Vereinten Nationen und der Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit der Anrainerstaaten des Schwar-
zen Meeres“ in die vorläufige Tagesordnung ihrer dreiund-
sechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 61/5

Verabschiedet auf der 39. Plenarsitzung am 20. Oktober 2006, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/61/L.5 und Add.1, einge-
bracht von: Ägypten, Australien, China, Ghana, Indien, Indonesien, Iran (Islami-
sche Republik), Jamaika, Japan, Kenia, Madagaskar, Malaysia, Mongolei, Sri
Lanka, Südafrika, Sudan, Thailand, Türkei, Uganda, Zentralafrikanische Repu-
blik.

61/5. Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Natio-
nen und der Asiatisch-Afrikanischen Rechtsbera-
tungsorganisation

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 36/38 vom 18. No-
vember 1981, 37/8 vom 29. Oktober 1982, 38/37 vom 5. De-
zember 1983, 39/47 vom 10. Dezember 1984, 40/60 vom
9. Dezember 1985, 41/5 vom 17. Oktober 1986, 43/1 vom
17. Oktober 1988, 45/4 vom 16. Oktober 1990, 47/6 vom
21. Oktober 1992, 49/8 vom 25. Oktober 1994, 51/11 vom
4. November 1996, 53/14 vom 29. Oktober 1998, 55/4 vom
25. Oktober 2000, 57/36 vom 21. November 2002 und 59/3
vom 22. Oktober 2004,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs über
die Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen und
der Asiatisch-Afrikanischen Rechtsberatungsorganisation6,

nach Anhörung der Erklärung des Generalsekretärs der
Asiatisch-Afrikanischen Rechtsberatungsorganisation über
die Schritte, die die Beratungsorganisation unternommen hat,
um eine fortgesetzte, enge und wirksame Zusammenarbeit
zwischen den beiden Organisationen sicherzustellen7,

insbesondere in Anerkennung des engen Zusammenwir-
kens zwischen der Beratungsorganisation und dem Sechsten
Ausschuss,

1. nimmt mit Dank Kenntnis von dem Bericht des Gene-
ralsekretärs6;

2. erkennt die Anstrengungen an, die die Asiatisch-
Afrikanische Rechtsberatungsorganisation auch weiterhin un-
ternimmt, um die Rolle und Funktion der Vereinten Nationen

6 A/61/256/Add.1, fünfter Teil.
7 Siehe Official Records of the General Assembly, Sixty-first Session, Ple-
nary Meetings, 39. Sitzung (A/61/PV.39) und Korrigendum.
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und ihrer verschiedenen Organe zu stärken, wenn es darum
geht, die Herrschaft des Rechts auszuweiten und einen breite-
ren Beitritt zu den entsprechenden internationalen Rechtsin-
strumenten zu erreichen;

3. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von den anerken-
nenswerten Fortschritten auf dem Weg zu einer verbesserten
Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen, ihren Or-
ganisationen, anderen internationalen Organisationen und der
Beratungsorganisation;

4. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der Arbeit der
Beratungsorganisation, die darauf gerichtet ist, die Anstren-
gungen zu verstärken, die die Vereinten Nationen auf Gebieten
wie der Bekämpfung der Korruption, des internationalen Ter-
rorismus und des Frauen- und Kinderhandels sowie in Men-
schenrechtsfragen unternehmen;

5. nimmt außerdem mit Anerkennung Kenntnis von der
Initiative und den Anstrengungen, die die Beratungsorganisa-
tion unternommen hat, um die in der Millenniums-Erklärung
der Vereinten Nationen8 enthaltenen Ziele und Grundsätze zu
fördern, namentlich die breitere Annahme der beim General-
sekretär hinterlegten Verträge;

6. empfiehlt, zur Förderung des engen Zusammenwir-
kens zwischen der Beratungsorganisation und dem Sechsten
Ausschuss die Behandlung des Unterpunkts „Zusammenarbeit
zwischen den Vereinten Nationen und der Asiatisch-Afrikani-
schen Rechtsberatungsorganisation“ zeitgleich mit den Bera-
tungen des Ausschusses über die Tätigkeit der Völkerrechts-
kommission durchzuführen;

7. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer dreiundsechzigsten Tagung einen Bericht über
die Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen und
der Beratungsorganisation vorzulegen;

8. beschließt, den Unterpunkt „Zusammenarbeit zwi-
schen den Vereinten Nationen und der Asiatisch-Afrikani-
schen Rechtsberatungsorganisation“ in die vorläufige Tages-
ordnung ihrer dreiundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 61/6

Verabschiedet auf der 39. Plenarsitzung am 20. Oktober 2006, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/61/L.6 und Add.1 in seiner
mündlich abgeänderten Fassung, eingebracht von: Afghanistan, Ägypten, Alba-
nien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Barbuda, Argentinien, Armenien,
Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bangladesch, Belarus, Belgien, Belize,
Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Bulgarien, Burkina Faso, Burun-
di, Chile, Costa Rica, Dänemark, Deutschland, Dominikanische Republik, Dschi-
buti, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Estland, Fi-
dschi, Finnland, Frankreich, Gabun, Georgien, Grenada, Griechenland, Guate-
mala, Guinea, Guinea-Bissau, Haiti, Honduras, Indonesien, Irland, Island, Israel,
Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde,
Kasachstan, Kongo, Kroatien, Kuwait, Lettland, Libanon, Liberia, Libysch-Arabi-
sche Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi,
Mali, Malta, Marokko, Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Moldau, Mo-
naco, Mongolei, Montenegro, Namibia, Nauru, Neuseeland, Nicaragua, Nieder-
lande, Nigeria, Norwegen, Österreich, Pakistan, Palau, Panama, Papua-Neugui-

nea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Rumänien,
Russische Föderation, Sambia, San Marino, São Tomé und Príncipe, Schweden,
Schweiz, Senegal, Serbien, Seychellen, Sierra Leone, Singapur, Slowakei, Slo-
wenien, Somalia, Spanien, Sri Lanka, St. Kitts und Nevis, St. Lucia, St. Vincent
und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Swasiland, Syrische Arabi-
sche Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Tschechische Re-
publik, Tunesien, Türkei, Uganda, Ukraine, Ungarn, Vereinigte Republik Tansa-
nia, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Zentralafrikanische
Republik.

61/6. Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Natio-
nen und der Interparlamentarischen Union

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs vom
16. August 2006, in dem eine Bilanz der breiten und sachbe-
zogenen Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen
und der Interparlamentarischen Union in den letzten beiden
Jahren gezogen wird9,

Kenntnis nehmend von den Resolutionen, die von der In-
terparlamentarischen Union verabschiedet und in der General-
versammlung verteilt wurden, sowie von den zahlreichen Tä-
tigkeiten, die die Organisation zur Unterstützung der Verein-
ten Nationen unternommen hat,

unter Begrüßung der jährlichen parlamentarischen Anhö-
rungen bei den Vereinten Nationen als regelmäßiger Bestand-
teil des Veranstaltungsprogramms, das jeweils anlässlich der
Tagungen der Generalversammlung am Amtssitz der Verein-
ten Nationen durchgeführt wird, sowie der anderen parlamen-
tarischen Fachtagungen, die von der Interparlamentarischen
Union in Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen im
Rahmen der großen Konferenzen und Veranstaltungen der
Vereinten Nationen abgehalten werden,

unter Berücksichtigung des Abkommens von 1996 über
die Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen und
der Interparlamentarischen Union10, das die Grundlage für die
gegenwärtige Zusammenarbeit zwischen den beiden Organi-
sationen bildet,

unter Hinweis auf die Millenniums-Erklärung der Verein-
ten Nationen11 und das Ergebnis des Weltgipfels 200512, in de-
nen die Staats- und Regierungschefs beschlossen, die Zusam-
menarbeit zwischen den Vereinten Nationen und den einzel-
staatlichen Parlamenten durch die Interparlamentarische
Union, ihre Weltorganisation, in allen Tätigkeitsbereichen der
Vereinten Nationen und im Hinblick auf die wirksame Durch-
führung der Reform der Vereinten Nationen weiter zu verstär-
ken, 

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 57/32 vom 19. No-
vember 2002, in der die Interparlamentarische Union eingela-
den wurde, an der Arbeit der Generalversammlung als Beob-

8 Siehe Resolution 55/2.

9 Siehe A/61/256, dritter Teil.
10 A/51/402, Anhang.
11 Siehe Resolution 55/2.
12 Siehe Resolution 60/1.




